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Mandantenrundschreiben – Aktuelles zur Kassenführung 

Sehr geehrte Mandanten, 

 

nachstehend übersenden wir Ihnen ein von uns kommentiertes Merkblatt der Finanzverwaltung zur 

ordnungsgemäßen Führung elektronischer Kassen. 

 

Zudem möchten wir Sie darauf hinweisen, dass sich die Anforderungen der Finanzverwaltung an elekt-

ronische Kassensysteme zum 01.01.2020 weiter verschärfen. Bei Nichtbeachtung drohen Bußgelder 

bis zu einer Höhe von 25.000 EUR: 

 

1. Elektronische Kassensysteme müssen ab dem 01.01.2020 über eine zertifizierte technische 

Sicherheitseinrichtung verfügen, die aus drei Bestandteilen besteht: 

 

a. Ein Sicherheitsmodul, das gewährleistet, dass Kasseneingaben mit Beginn des Auf-

zeichnungsvorgangs protokolliert und später nicht mehr unerkannt verändert oder ge-

löscht werden können. 

b. Ein Speichermedium, das die Einzelaufzeichnungen für die Dauer der gesetzlichen 

Aufbewahrungsfrist speichert. 

c. Eine digitale Schnittstelle, über die diese Daten übertragen werden können, z. B. im 

Rahmen einer Kassennachschau oder Betriebsprüfung. 

 

Hinweis: Wurde eine Registrierkasse nach dem 25.11.2010 und vor dem 01.01.2020 ange-

schafft und ist eine Aufrüstung dieser Kasse technisch bedingt nicht möglich, so darf diese Kas-

se noch bis zum 31.12.2022 weiter genutzt werden. Bitte lassen Sie sich in diesem Fall vom 

Hersteller schriftlich bestätigen, dass die Kasse nicht aufgerüstet werden kann. 

 

2. Ab dem 01.01.2020 besteht eine Pflicht zur Belegausgabe. Das heißt, sie müssen Ihrem 

Kunden einen Beleg (Quittung), elektronisch oder in Papierform, zur Verfügung stellen. Für 

den Kunden besteht allerdings keine Pflicht, den Beleg auch mitzunehmen.  

 

Das Finanzamt kann von der Belegausgabe befreien, wenn Waren (nicht Dienstleistungen) an 

eine Vielzahl unbekannter Personen verkauft werden und eine Belegausgabe unzumutbar wä-

re. Es ist davon auszugehen, dass das Finanzamt eine Befreiung nur in Ausnahmefällen aus-

sprechen wird. 

 

3. Ebenfalls ab dem 01.01.2020 müssen dem Finanzamt Art und Anzahl der im Unternehmen 

eingesetzten elektronischen Aufzeichnungssysteme und der technischen Sicherheits-



 

 

einrichtungen gemeldet werden. Die Frist hierfür beträgt einen Monat, so dass zum 

31.12.2019 vorhandene Systeme bis zum 31.01.2020 gemeldet worden sein müssen.  

 

 

Merkblatt zur Ordnungsmäßigkeit der Kassenbuchführung bei Verwendung eines elekt-

ronischen Aufzeichnungssystems 

 

Grundsätzlich ist jede Betriebseinnahme und Betriebsausgabe mit nachvollziehbarer Bezeich-

nung einzeln aufzuzeichnen. Diese Verpflichtung betrifft alle Unternehmen, unabhängig von 

der Rechtsform, Betriebsgröße und der Gewinnermittlungsart. 

 

Eine gesetzliche Pflicht zum Einsatz elektronischer Aufzeichnungssysteme („Registrierkassen-

pflicht“) existiert zwar nicht. Der Einsatz der Technik hat aber eine Reihe von betriebswirt-

schaftlichen Vorteilenund erleichtert die Erfüllung steuerlicher Aufzeichnungspflichten. Dieses 

Merkblatt soll helfen, Fehler beim Einsatz elektronischer Aufzeichnungssysteme zu vermeiden. 

 

1. Was muss beim Einsatz eines elektronischen Aufzeichnungssystems aufgezeichnet 

und aufbewahrt werden? 

 

Als elektronisches Aufzeichnungssystem gelten insbesondere Registrierkassen, PC-Kassen, 

Tablet/App-Kassensysteme und preisrechnende Waagen mit Speicherfunktion. 

 

Die Grundaufzeichnungen müssen so beschaffen sein, dass sie jederzeit eindeutig in ihre Ein-

zelpositionen aufgegliedert werden können. Zeitnah, d. h. möglichst unmittelbar zu der Entste-

hung des jeweiligen Geschäftsvorfalles aufzuzeichnen sind: 

 

• die/der verkaufte, eindeutig bezeichnete Artikel/Dienstleistung, 

• der endgültige Einzelverkaufspreis, 

• der dazugehörige Umsatzsteuersatz und -betrag, 

• vereinbarte Preisminderungen, 

• die Zahlungsart, 

• das Datum und der Zeitpunkt des Umsatzes, 

• die verkaufte Menge bzw. Anzahl sowie 

• der Name des Vertragspartners. 

 

Hinweis von uns: Wie oben markiert, muss der verkaufte Artikel eindeutig identifizierbar sein. 

Es genügt also nicht, wenn nur Warengruppen angegeben werden oder mehrere Artikel im Kas-

sensystem die selbe Bezeichnung haben (Ausnahme siehe unten). Die Unterscheidbarkeit sollte 

im Zweifel durch Artikelnummern gewährleistet werden. Auch die verkaufte Menge muss aus 

den Aufzeichnungen hervorgehen. Bei dem Verkauf eines Glases Bier wäre zum Beispiel an-

zugeben, wie groß das Glas ist (0,3 l; 0,4 l; 0,5 l). Außerdem empfehlen wir, die tägliche Aus-

zählung der Kasse durch unterschriebene Zählprotokolle zu dokumentieren (siehe Anlage). 

 

Das Erfordernis, den verkauften Artikel eindeutig zu bezeichnen, bedingt in der Regel die Auf-

nahme jedes Einzelartikels im elektronischen Aufzeichnungssystem. Werden der Art nach glei-

che Waren mit demselben Einzelverkaufspreis in einer Warengruppe zusammengefasst, wird 

dies nicht beanstandet, sofern die verkaufte Menge bzw. Anzahl ersichtlich bleibt. 

 

Branchenspezifische Mindestaufzeichnungspflichten und Zumutbarkeitsgesichtspunkte sind zu 

berücksichtigen. Es wird z. B. nicht beanstandet, wenn die Mindestangaben zur Nachvollzieh-

barkeit des Geschäftsvorfalls einzeln aufgezeichnet werden, nicht jedoch die Kundendaten, 

sofern diese nicht zur Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit des Geschäftsvorfalls benötigt 



 

 

werden. Dies gilt auch, wenn ein elektronisches Aufzeichnungssystem eine Kundenerfassung 

und Kundenverwaltung zulässt, die 

Kundendaten aber tatsächlich nicht oder nur teilweise erfasst werden. Soweit Aufzeichnungen 

über Kundendaten aber tatsächlich geführt werden, sind sie grds. aufbewahrungspflichtig. 

 

Alle aufzeichnungspflichtigen elektronischen Einzeldaten müssen während der Aufbewah-

rungsfrist von zehn Jahren  

 

• jederzeit verfügbar, 

• unverzüglich lesbar und 

• maschinell auswertbar 

 

aufbewahrt werden. Diese Daten sollten so in einem elektronischen Journal gespeichert wer-

den, das nachträgliche spurlose Veränderungen unmöglich sind (z. B. durch eine Sicherung mit 

fortlaufender Transaktionsnummer). 

 

Die erstmalige programmtechnische Einrichtung des elektronischen Aufzeichnungssystems 

sowie alle danach erfolgten Programmänderungen sind zu protokollieren und aufzubewahren. 

Weiter müssen alle zum Verständnis der Einzeldaten erforderlichen Organisationsunterlagen (z. 

B. Handbücher, Bedienungs- und Programmieranleitung als Teil einer Verfahrensdokumenta-

tion) aufbewahrt werden. 

 

Im Fall einer Außenprüfung oder Kassen-Nachschau verlangt die Finanzverwaltung, dass die 

Kasseneinzeldaten auf einem maschinell verwertbaren Datenträger (z. B. CD, DVD, USB-

Stick) zur Verfügung gestellt werden. Dem Unternehmen obliegt der Nachweis, dass die Daten 

manipulationssicher, unverändert, vollständig und jederzeit lesbar gespeichert werden. Zudem 

muss gewährleistet sein, dass die Überprüfung der elektronischen Daten in einem zumutbaren 

Zeitrahmen erfolgen kann. Soweit im Rahmen einer Außenprüfung die Hilfe eines IT-

Dienstleisters erforderlich ist, trägt das Unternehmen die anfallenden Kosten. Das Datenzu-

griffsrecht gilt auch für Daten, die sich bei Dritten befinden (z. B. Rechenzentrum, Cloud). 

 

Hinweis von uns: Wir empfehlen, eine vollständige Verfahrensdokumentation zu erstellen. 

Bitte sprechen Sie uns an, wenn Sie dafür Hilfe benötigen. Eine Verfahrensdokumentation 

sowie ein Internes Kontrollsystem (IKS) können im Prüfungsfall helfen, strafrechtliche Verfah-

ren zu vermeiden. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass weitere handschriftliche oder elektronische Aufzeichnungen 

aufbewahrungspflichtig sein können, wenn sie Informationen zur Entstehung und Abwicklung 

des Geschäftsvorfalls enthalten oder zu deren Nachvollziehbarkeit erforderlich sind (z. B. Ter-

minkalender, Reservierungsbuch). 

 

Steuerlich aufbewahrungspflichtige Unterlagen unterliegen nicht der Löschungsverpflichtung 

(Art. 17 Abs. 3 Datenschutz-Grundverordnung). 

 

2. Kassen-Nachschau 

 

Zur Überprüfung der Ordnungsmäßigkeit von Kassenaufzeichnungen kann ein Amtsträger auch 

unangekündigt die Geschäftsgrundstücke und Geschäftsräume betreten. Der Amtsträger ist ver-

pflichtet, sich auszuweisen. Er ist bei seiner Prüfung zu unterstützen (Mitwirkungspflicht). Ist 

der Steuerpflichtige selbst oder sein gesetzlicher Vertreter nicht anwesend, aber Personen, von 



 

 

denen angenommen werden kann, dass sie über alle wesentlichen Zugriffs- und Benutzungs-

rechte des Kassensystems 

des Steuerpflichtigen verfügen, hat der Amtsträger sich gegenüber diesen Personen auszuwei-

sen und sie zur Mitwirkung bei der Kassen-Nachschau aufzufordern. Diese Personen haben 

dann die Pflichten des Steuerpflichtigen zu erfüllen, soweit sie hierzu rechtlich und tatsächlich 

in der Lage sind. 

 

Hinweis von uns: Wir empfehlen eine klare Arbeitsanweisung an alle Mitarbeiter, die die Kas-

se bedienen, dass Arbeitnehmer keine Kassennachschauen durchführen und keinen Zutritt zu 

Hinterräumen gewähren dürfen. Im Prüfungsfall ist ein Termin mit dem Inhaber abzusprechen.  

 

Der Kassen-Nachschau unterliegen sämtliche handschriftliche oder elektronische Kassenauf-

zeichnungen, insbesondere auch die Daten elektronischer oder computergestützter Kassensys-

teme, App-Systeme, Waagen mit Registrierkassenfunktion, Taxameter, Wegstreckenzähler 

oder Geldspielgeräte. Bei der Kassen-Nachschau dürfen Daten des elektronischen Aufzeich-

nungssystems durch den Amtsträger eingesehen 

werden. Auch kann die Übermittlung von Daten auf einem maschinell auswertbaren Datenträ-

ger verlangt werden. Der Amtsträger kann zusätzlich verlangen, dass der gesamte betriebliche 

Bargeldbestand ausgezählt wird (sog. „Kassensturz“). 

 

3. Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen 

  

Ab dem 1. Januar 2020 sind elektronische Aufzeichnungssysteme und die digitalen Aufzeich-

nungen durch eine zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung zu schützen. Diese zertifizier-

te technische Sicherheitseinrichtung muss aus einem Sicherheitsmodul, einem Speichermedium 

und einer einheitlichen digitalen Schnittstelle bestehen. Aktuell sind solche zertifizierten Si-

cherheitseinrichtungen noch nicht am Markt verfügbar. 

 

4. Folgen von Mängeln 

 

Ist die Kassenführung nicht ordnungsgemäß, kann das Finanzamt die Besteuerungsgrundlagen 

schätzen. Zudem kann allein die Nichterfüllung der oben genannten Aufzeichnungs- und Kas-

senführungspflichten eine Ordnungswidrigkeit darstellen und mit einem Bußgeld geahndet 

werden. Sofern die Finanzbehörde darüber hinaus durch Schlüssigkeitsverprobungen Umsatz-

differenzen oder andere Auffälligkeiten feststellt, 

die nicht aufgeklärt werden können, folgt daraus regelmäßig auch ein Steuerstrafverfahren. 

 

Es ist bekannt, dass Kassenvertriebsunternehmen teilweise mit Unterstützung bei Manipulatio-

nen an elektronischen Aufzeichnungssystemen werben. Gelegentlich ist es z. B. vorgekommen, 

dass IT-Kassendienstleister Kassenprogramme manipuliert oder unmittelbar vor dem Auslesen 

von Kassen bei einer Prüfung Speicherinhalte oder Daten gelöscht haben. Solche Eingriffe 

können eine Strafbarkeit wegen 

Urkundenunterdrückung oder Steuerhinterziehung/Beihilfe zur Steuerhinterziehung für Steuer-

pflichtige und den IT-Kassendienstleister nach sich ziehen. 

 

5. Weitere Informationen 

 

Ergänzende Hinweise finden Sie hier (http://www.bundesfinanzministerium.de): 

• Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) vom 26. November 2010 „Aufbewahrung 

digitaler Unterlagen bei Bargeschäften“ 



 

 

• BMF-Schreiben vom 14. November 2014 „Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und 

Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie 

zum Datenzugriff (GoBD)“ 

• „Ergänzende Informationen des BMF zur Datenträgerüberlassung“ vom 14. November 2014• 

Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AO), insbesondere zu §§ 146 und 146b AO 

• Kassensicherungsverordnung und Technische Richtlinien des Bundesamtes für Sicherheit in 

der Informationstechnik (TR-03151, TR-03116 und TR-03153). 

 

 

 

 



 

 

 

Kassenbericht      

       

Ausgezählter Kassenendbestand     

       

abzüglich Anfangsbestand         

       

Zwischensumme       

       

betriebliche Ausgaben   Betrag Konto   

        
        
        
        

       

Summe betriebliche Ausgaben   +   

Banktransit    +/-   

Privatentnahme    +   

Privateinlage    -   

       

Bareinnahmen    =   

              

       

Zählprotokoll      

       

Einheit Stück Betrag     

       

   500,00 €          

   200,00 €          

   100,00 €          

     50,00 €          

     20,00 €          

     10,00 €          

       5,00 €          

       2,00 €          

       1,00 €          

       0,50 €          

       0,20 €          

       0,10 €          

       0,05 €          

       0,02 €          

       0,01 €          

       

       

       
             

Ort, Datum    Unterschrift   
 


